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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Drucksache 20/1721 
Stadtbürgerschaft (zu Drs. 20/1667) 
20. Wahlperiode 20.12.22 

Mitteilung des Senats vom 20. Dezember 2022 

Blockiert Rot-Grün in Niedersachsen die Weservertiefung? 

Die Fraktion der CDU hat unter Drucksache 20/1667 eine Große Anfrage zu 
obigem Thema an den Senat gerichtet. 

Der Senat beantwortet die vorgenannte Große Anfrage wie folgt: 

1. Wie bewertet der Senat den Koalitionsvertrag von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen in Niedersachsen vom 7. November 2022 im Hinblick auf die Re-
alisierungswahrscheinlichkeit der Fahrrinnenanpassung der Außenweser 
und der Unterweser (Nord)? Wie bewertet er diesen Punkt inhaltlich im 
Hinblick auf die hafen- und wirtschaftspolitischen Interessen der Freien 
Hansestadt Bremen? 

Der Koalitionsvertrag zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands (SPD) Landesverband Niedersachsen und Bündnis 90/Die Grünen 
Niedersachsen „Sicher in Zeiten des Wandels – Niedersachsen zukunfts-
fest und solidarisch gestalten“ stellt die ökonomische Bedeutung sowie die 
ökologischen Herausforderungen der, aufgrund der politischen Zielset-
zung des niedersächsischen Koalitionsvertrages, niedersächsischen See- 
und Binnenhäfen sowie der maritimen Wirtschaft für Niedersachsen und 
für die gesamte deutsche Wirtschaft deutlich dar. Die niedersächsischen 
Koalitionäre wollen diese Bedeutung durch verschiedene, im niedersäch-
sischen Koalitionsvertrag dargestellte Maßnahmen erhalten und aus-
bauen. 

Die Ausbaumaßnahmen der Unterweser (Nord) und der Außenweser wer-
den aktuell aufgrund des § 2 Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz 
(MgvG) von dem Träger des Vorhabens (TdV), dem WSA Weser-Jade-
Nordsee, parallel vorbereitet. Im Rahmen der frühen Öffentlichkeitsbetei-
ligung, nach § 5 MgvG wurden im Zeitraum vom 1. bis 11. November 2021 
in Bremerhaven und Elsfleth 15 Präsensveranstaltungen für beide Ausbau-
maßnahmen durchgeführt. Neben den Ausbauzielen wurde auch das Ver-
fahren vorgestellt (vergleiche die Abbildung Verfahren: Maßnahmen-
gesetzvorbereitungsgesetz). Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 5 
MgvG ist dem vorbereitenden Verfahren § 4 MgvG vorangestellt. Im Ja-
nuar 2022 wurden die Einvernehmensbehörden Bremens und Niedersach-
sens durch den TdV über die Ergebnisse der frühen Öffentlichkeits-
beteiligung und das weitere Vorgehen informiert. 
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Die Bearbeitungsschritte „Vorbereitendes Verfahren“ § 4 MgvG entspre-
chen den Verfahrensschritten eines Planfeststellungsverfahrens. Die Un-
terrichtung über den Untersuchungsrahmen § 6 MgvG für die Ausbau-
maßnahmen Unterweser (Nord) und Außenweser, dem sogenannten Sco-
ping, fand am 11. Mai 2022 in Bremerhaven statt. Nach dem MgvG ist die-
ser Scoping-Termin unter zusätzlicher Beteiligung der betroffenen Öffent-
lichkeit zwingend vorgesehen; im Planfeststellungsverfahren ist dieser 
Termin nicht verbindlich. 

Anschließend folgt, wie bei einem regulären Planfeststellungsverfahren, 
eine Anhörung der Öffentlichkeit zu den erstellten Unterlagen (Umwelt-
unterlagen). Hier können betroffene Privatpersonen, anerkannte Vereini-
gungen und Träger öffentlicher Belange Stellungnahmen und Einwen-
dungen zu den erstellten Umweltgutachten über die Ausbaumaßnahmen 
der Unterweser (Nord) und Außenweser abgeben. Der TdV entscheidet 
nach Abschluss des Anhörungsverfahrens beziehungsweise der Anhö-
rungsverfahren, ob eine Zulassung durch Verwaltungsakt (Planfeststel-
lungsverfahren) oder eine Zulassung nach MgvG vorzugswürdig ist, und 
übersendet dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) ei-
nen entsprechenden Entscheidungsvorschlag. Das BMDV entscheidet 
dann final, wie die Verfahren fortgeführt werden. 

Das MgvG lässt die Möglichkeit zu, dass die Ausbaumaßnahmen Unter-
weser (Nord) und Außenweser ab diesem Verfahrensschritt (Anhörungs-
verfahren) nach unterschiedlichen Verfahren (Planfeststellungsverfahren 
beziehungsweise MgvG) weiterverfolgt werden. Die niedersächsischen 
Koalitionäre haben sich lediglich auf einen möglichen Verfahrensweg ge-
einigt. 

Der Senat geht nach derzeitigen Informationen davon aus, dass eine Ver-
fahrensänderung für die Außenweser nicht notwendig ist. Die Realisie-
rungswahrscheinlichkeiten der Ausbaumaßnahmen Außenweser und 
Unterweser (Nord) verändern sich durch den im niedersächsischen Koali-
tionsvertrag vereinbarten Verfahrenswechsel nicht. Sie sind weiterhin von 
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den ökologischen und ökonomischen Auswirkungen beziehungsweise de-
ren gegenseitiger Abwägungen abhängig. 

2. Inwiefern gedenkt der Senat sich gegenüber der niedersächsischen Lan-
desregierung und den sie tragenden Fraktionen für die hafen- und wirt-
schaftspolitischen Interessen der Freien Hansestadt Bremen einzusetzen 
und auf eine konstruktive und faktenbasierte Zusammenarbeit sowie eine 
baldige Realisierung der Ausbaumaßnahme, insbesondere der Fahrrin-
nenanpassung der Außenweser, hinzuwirken? 

3. Wie will der Senat sicherstellen, dass es nicht zu einer gegenseitigen Blo-
ckade beziehungsweise einem „Schwarzer-Peter-Spiel“ zwischen beiden 
Ländern kommt, indem etwa Bremen sein Einvernehmen zur Fahrrinnen-
passung der Unterweser (Nord) verweigert, wohingegen Niedersachen 
sein Einvernehmen zur Fahrrinnenpassung der Außenweser verweigert? 
Welche Konsequenzen hätte eine solche gegenseitige Blockade? 

4. Durch welche Maßnahmen und Schritte will der Senat das weitere Verfah-
ren zur Weservertiefung allgemein begleiten und unterstützen, und mit 
welchem Verfahrensausgang in zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht rech-
net er? 

Die Fragestellungen 2 bis 4 werden im Sachzusammenhang beantwortet. 

Die grenzüberschreitende Abstimmung und Kooperation der Freien Han-
sestadt Bremen und Niedersachsens hat eine langjährige Tradition. Die 
Grundsätze der konzeptionellen und programmatischen Weiterentwick-
lung der Zusammenarbeit von Niedersachsen und der Freien Hansestadt 
Bremen werden von den Länderregierungen Niedersachsen und Bremen 
in circa einjähriger Abfolge während einer gemeinsamen Sitzung der Lan-
desregierungen diskutiert und beschlossen. Im Rahmen einer gemeinsa-
men Kabinettssitzung wurde sich unter anderem darauf verständigt, die im 
aktuellen Bundesverkehrswegeplan festgelegten Infrastrukturmaßnah-
men zur Verbesserung der Hafenhinterlandanbindung besonders eng zu 
begleiten. 

Für die Kooperationen zwischen Niedersachsen und Bremen werden auch 
gemeinsame Strukturen eingerichtet: die gemeinsame Landesplanung, die 
mittlerweile zur regionalen Arbeitsgemeinschaft wurde, der Kommunal-
verbund, das Regionale Entwicklungskonzept, die Metropolregion Nord-
west und schließlich der Jade-Weser-Port. Seit Jahrzehnten sind 
Kooperation und der Ausgleich der Interessen das Ziel der bremischen und 
niedersächsischen Landesregierungen. Dieser Kooperationsansatz zwi-
schen den Landesregierungen zeigt sich nicht nur an durchgängig beson-
ders engen Verbindungen zwischen den jeweiligen Ressorts und Re-
gierungszentralen. Fast noch augenfälliger wird die enge Zusammenarbeit 
durch Einrichtungen wie das gemeinsame Landessozialgericht, die enge 
Ausbildungskooperation bei der Polizei sowie beim Ausbau der digitalen 
Infrastruktur mit dem Breitbandzentrum Niedersachsen-Bremen (BZNB). 

Aktuelle Themen der Schifffahrts- und Hafenpolitik diskutieren die zu-
ständigen Minister:innen und Senator:innen der fünf norddeutschen Bun-
desländer gemeinsam mit der Koordinatorin der Bundesregierung für 
Maritime Wirtschaft und Tourismus und Vertretern des Bundesverkehrs-
ministeriums sowie des Zentralverbandes der deutschen Seehafenbe-
triebe im Rahmen des jährlichen Hafenentwicklungsdialogs. Neben dem 
„übergeordneten“ Thema der volkswirtschaftlichen Bedeutung der See-
häfen werden in diesem Rahmen auch die verkehrlichen Anbindungen der 
Seehäfen, welche in der Verantwortung des Bundes (Bundesverkehrs-
wegeplanung) liegen, problematisiert und in Richtung BMDV adressiert. 
Die Konferenz der Wirtschafts- und Verkehrsminister der Küstenländer 
(KüWiVerMinKo) ist ein ähnliches Format, hier werden neben hafenpoliti-
schen aber auch „allgemeine“ wirtschaftspolitische Fragestellungen dis-
kutiert. 
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Neben diesen übergeordneten Gremien bearbeiten Niedersachsen und 
Bremen sowie die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 
(WSV) im regelmäßig tagenden „Koordinierungsgremium Weseranpas-
sung“ alle Fragestellungen, die sich aus den beiden geplanten Maßnah-
men ergeben. Mitglieder des Koordinierungsgremium Weseranpassung 
sind die Staatsekretär:innen des Niedersächsischen Ministerium für Wirt-
schaft, Verkehr, Bauen und Digitalisierung, des Niedersächsischen Minis-
terium für Umwelt, Energie und Klimaschutz, des Niedersächsischen 
Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, die 
Staatsrät:innen der Senatorin für Wissenschaft und Häfen, der Senatorin 
für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau 
sowie der Präsident der Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt 
(GDWS) für die WSV und für den TdV die Leitung des Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsamt Weser-Jade-Nordsee. Das hochrangig besetzte Koordinie-
rungsgremium Weseranpassung stellt sicher, dass die in der Fragestellung 
unterstellten Probleme bislang nicht aufgetreten sind. Weiterhin unter-
richtet die WSV die beteiligten Länder über den Fortschritt der verschie-
denen Einzelprojekte. Die WSV verfolgt das Ziel, das Anhörungsverfahren 
im Jahr 2023 zu starten. Weitere Angaben zum zeitlichen Verlauf des Ver-
fahrens sind auf Basis vorliegender Fakten nicht möglich. 

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen wird die faktenbasierte grenz-
überschreitende Abstimmung und Kooperation mit Niedersachsen fortset-
zen, dies gilt insbesondere auch für die Zusammenarbeit im Koor-
dinierungsgremium Weseranpassung. Die Ausbaumaßnahmen der Unter-
weser (Nord) und der Außenweser werden nach den Vorgaben des Pla-
nungsrechtes untersucht. Die Ergebnisse dieser Untersuchungen werden 
im Rahmen des Anhörungsverfahrens für die beiden Maßnahmen bewer-
tet, das heißt die zuständigen Behörden werden auf Basis der durchgeführ-
ten Untersuchungen ökologische und ökonomische Abwägungen durch-
führen und entscheiden. Der Senat der Freien Hansestadt Bremen wird 
diesen Schritten des Planungsrechtes nicht durch Spekulationen über 
mögliche Ergebnisse der durchgeführten Analysen und Abwägungen vor-
greifen. 
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